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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Liegnitz iſt zum 1. November d. Is. nach und Steinert in Barmen ſind zu Gewerbe⸗ 
Görlitz verſetzt und mit der Verwaltung des aſſeſſoren ernannt und mit der Verwaltung 


Der Gewerbeaſſeſſor Brinkmann 4 Die Gewerbereferendare Didier in Bonn 
Gewerbeaufſichtsamts Görlitz 1 beauftragt | der Hilfsarbeiterſtelleu bei den Gewerbe⸗ 


worden. aufſichtsamtern in Bonn und Barmen be⸗ 
Zum 1. Dezember d. Is. ſind verſetzt auftragt worden. 
worden: | 


der Gewerberat Schmitt in Berlin-Lichten- Der Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat, 
berg nach Aachen unter Verleihung der Geheime Regierungsrat Profeſſor Gürſchner 
Stelle des Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ in Danzig iſt an die Regierung in Minden i. W. 
rats bei der dortigen Regierung; verſetzt worden. Sein Dienſtbereich umfaßt 

der Gewerbeaſſeſſor Pillon in Lüdenſcheid bis auf weiteres nur den Regierungsbezirk 
nach Berlin-Lichtenberg zur Verwalung Minden i. W. 
Gewerbeaufſichtsamts Lichtenberg, der Der Dienſtbereich des Regierungs- und 
Gewerbeaſſeſſor Lüſſenkop in Gleiwitz Gewerbeſchulrats, Geheimen Regierungsrats 
nach Königshütte zur Wahrnehmung der Brettſchneider in Münſter i. W. umfaßt 
Geſchäfte eines Hilfsarbeiters bei dem bis auf weiteres nur den Regierungsbezirk 
Gewerbeaufſichtsamt daſelbſt. Münſter. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


umzugskoſten der aus dem Heeres⸗, Marine⸗ und Kolonialdienſt übertretenden Beamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 11. November 1920. 
Der Herr Reichsminiſter der Finanzen hat ſich für die aus dem Heeres⸗, Marine⸗ 
und Kolonialdienſt in den preußiſchen Staatsdienſt übertretenden Beamten mit der Über⸗ 
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nahme der Umzugskoſten vom letzten dienſtlichen Wohnſitz in Deutſchland nach dem Orte 
der Wiederanſtellung auf Reichsmittel einverſtanden erklärt. 

Die Anträge dieſer Beamten ſind den bisher für ſie zuſtändigen Abwicklungsſtellen 
und, wenn dieſe nicht mehr beſtehen, den betreffenden Herren Reichsminiſtern zwecks 
Erſtattung der Koſten vorzulegen. 

In Vertretung. 
ZBB. 1 8876. I 14 069. Dönhoff. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin und die Behörden der Bergverwaltung. 


Entnahme von Feuerungsſtoffen aus Vorräten der Behörde. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 18. November 1920. 


Ich überſende Abdruck eines Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters und des Herrn 
Miniſters des Innern vom 13. Oktober d. J. und erſuche, danach auch für den Bereich 
meiner Verwaltung zu verfahren. In Ausnahmefällen der Ziffer 6 iſt meine Genehmigung 
nachzuſuchen. 

In Vertretung. 
233.1 3751. 1218405. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 13. Oktober 1920. 

In Verfolg unſeres Runderlaſſes vom 5. Oktober 1889 FM. 11872811, M. d. J. 
la 9771 — wird auf Grund des § 9 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 7. Mai 
1920 hiermit folgendes beſtimmt: 

1. Beamten der Gruppen I, II, kl! und IV des BDE. und Lohnempfängern, die 
in einem Dienſtgebäude wohnen und entweder die Feuerungsſtoffe der Behörde unter 
Verſchluß und Aufſicht haben oder die Heizung beſorgen, kann die Entnahme der für ihren 
eigenen Bedarf erforderlichen Feuerungsſtoffe aus den Vorräten der Behörde gegen eine 
an die Staatskaſſe zu zahlende Entſchädigung mit Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
geſtattet werden. 

2. Die Entſchädigung dafür beträgt vom 1. April 1920 ab 

a) bei den Beamten jährlich 3 ½ v. H. des Durchſchnittsgehalts, des für den 
Beamten in ſeiner Beſoldungsgruppe erreichbaren höchſten Ortszuſchlags und 
des auf dieſe Bezüge entfallenden Ausgleichszuſchlags, ohne Berückſichtigung 
des für die Dienſtwohnung anzurechnenden Betrags, 

b) bei den Lohnempfängern jo viel, wie der im gleichen Orte unterzubringende 
Beamte der niedrigſten Beſoldungsgruppe für die Entnahme von Feuerungs⸗ 
ſtoffen zu zahlen hat. 


3. Bei der Berechnung des Durchſchnittseinkommens ſind 


höchſter Ortszuſchlag und Ausgleichszuſchlag zugrunde zu legen. Für 1 in Orts⸗ 
klaſſe A wohnenden Beamten der Gruppe I der Beſoldungsordnung berechnet ſich die zu 
zahlende Entſchädigung zur Zeit z. B. wie folgt: 
aus -i- 6000 3000 ＋ 8000 
2 100 

420 & jährlich. 
4. Die auf das Jahr berechneten Entſchädigungen ſind bei Zahlung der Dienſtbezüge 
zu erheben, und zwar für das 1. und 2. Viertel des Rechnungsjahrs zu je 1e, für das 
3. und 4. Viertel des Rechnungsjahrs zu je ½ des Geſamtbetrags. Der Beamte in 


Anfangsgehalt ( Endgehalt, 
1 


50. a 
77) 12000 - 3% %, alſo auf 
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Beſoldungsgruppe I, deſſen zu zahlende Entſchädigung auf 420 # jährlich feſtgeſetzt iſt, 
hätte demnach zur Zeit z. B. zu zahlen: 


am 1. April — 52,50 M 
Juli 5 
1. Oktober — ee 
- 1. Januar — 157,50 
für das Rechnungsjahr. 420,00 % 


Iſt die Wohnung nur während eines Teils des Jahres bewohnt geweſen, ſo iſt nur ein 
entſprechender Teil der Jahresentſchädigung einzuziehen. 

Hat ein Lohnempfänger laut Tarif Anſpruch auf freie Heizung, und bedarf er ſomit 
nach Erfüllung der Vorausſetzung zu 1 nur der Brennſtoffe zur Deckung des Küchen⸗ 
bedarfs, jo iſt die Entſchädigung nur zur Hälfte von 3 % v. H., alſo zu 1 ¾ v. H. des 
Durchſchnittseinkommens eines Beamten der niedrigſten Beſoldungsgruppe zu erheben. 

5. Die Beſchaffung beſonderer Kohlenarten oder von Holz lediglich für Zwecke der 
Wohnungsinhaber iſt unzuläſſig. 

6. Die zu zahlende Entſchädigung für Entnahme der Feuerungsſtoffe 
aus amtlichen Beſtänden begreift den Koſtenbeitrag für Zentralheizung in 
den Wohnungen in ſich. Dagegen hat bei der Entnahme von Kochgas aus der ſtaat⸗ 
lichen Gasleitung zu Kochzwecken oder zum Heizen von Badeöfen der Wohnungsnutznießer 
die Koſten des Gaſes in der Regel ſelbſt zu tragen. Zu dieſem Zwecke werden beſondere Gas⸗ 
meſſer aufzuſtellen ſein, gegebenenfalls kann der Gasverbrauch durch Schätzung der Orts⸗ 
baubeamten feſtgeſtellt werden. Ausnahmefälle bedürfen unſerer Genehmigung. 

7. Das hiernach Erforderliche iſt zu veranlaſſen. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Junern. 
Der Finanzminiſter. 


An die Herren Oberpräfidenten. und Regierungspräſidenten uſw. 


Arbeitszeit der Beamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 17. November 1920. 


Ich überſende Abdruck eines gemeinſamen Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters 
und des Herrn Miniſters des Innern vom 9. November d. J., betreffend Regelung der 
Arbeitszeit für die Beamten, zur Kenntnis und gleichmäßigen Beachtung für den Bereich 
meiner Verwaltung. 

Für die Behörden in Groß⸗Berlin ſowie ſämtliche Fachſchulen ergeht beſondere An⸗ 
ordnung. 5 

In Vertretung. 
ZB. I 4130. 1 14458. ZB. —. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden außerhalb Groß⸗Berlins. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 9. November 1920. 


Die gewaltige Not des Vaterlandes fordert gebieteriſch die höchſte Anſpannung aller 
Kräfte. Wenn das Deutſche Volk die ungeheuren Schwierigkeiten überwinden und den 
Staat vor dem Niederbruch bewahren will, dann muß es in allen ſeinen Gliedern bereit 
ſein, das Höchſte an Menge und Güte der Arbeit zu leiſten, was unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen überhaupt zu erreichen iſt. 

Den Beamten erwachſen in dieſer ſchweren Zeit erhöhte Pflichten. Angeſichts des in 
der hiſtoriſchen Entwicklung des Beamtentums liegenden beſonderen Vertrauensverhältniſſes 
des Staates zu feinen Beamten erwartet man von ihnen, daß fie in erſter Linie alle ihre 
Kräfte für den Wiederaufbau des Staates einſetzen und bei der Überwindung der leider 
auch heute noch in manchen Volksſchichten beſtehenden Arbeitsunluſt führend vorangehen. 

Um in allen Zweigen des öffentlichen Lebens den Arbeitswillen und die Arbeits⸗ 
leiſtung auf das höchſtmögliche Maß zu ſteigern, iſt die Einführung einer feſt umriſſenen 
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Arbeitszeit erforderlich, die grundſätzlich für alle Staatsbedienſtete gleich ſein muß, ſchon 
um Berufungen derjenigen auszuſchließen, die länger als die übrigen arbeiten ſollen. 

Im Reiche iſt bereits vor mehreren Monaten beſchloſſen worden, die tägliche acht- 
ſtündige Arbeitszeit für die Beamten einzuführen. 

Das Staatsminiſterium hat nunmehr in ſeiner Sitzung vom 18. September in der 
Frage der Arbeitszeit der Beamten in Preußen folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1. „Jeder Beamte iſt verpflichtet, ſeine volle Arbeitskraft in den Dienſt des Staates 
zu ſtellen. Er hat die ihm übertragenen Arbeiten rechtzeitig ohne Rückſicht auf 
eine feſtgeſetzte Arbeitsſtundenzahl zu erledigen. 

2. Die in der Regel an der Dienſtſtelle zu leiſtende Arbeitszeit beträgt wöchentlich 
45 Stunden. Der Arbeit an der Dienſtſtelle ift die Teilnahme an Sitzungen, 
Beſichtigungen u. a. m. gleichzuachten. Wo die Ableiſtung der vollen Arbeitszeit 
an der Dienſtſtelle nicht durchfuͤhrbar iſt oder die Art der Arbeit eine feſte 
Bindung an die Arbeitszeit der Dienſtſtelle im Intereſſe des Dienſtes unzweck⸗ 
mäßig erſcheinen läßt, kann von der oberſten Verwaltungsbehörde für die in 
Frage kommenden Beamten eine andersartige Regelung der Arbeitszeit erfolgen. 

3. Die Feſtſetzung der täglichen Arbeitszeit erfolgt durch die Behörde im Benehmen 
mit der Vertretung der Beamten. Bei durchgehender Arbeitszeit kann während 
der Arbeitszeit eine Frühſtückspauſe bis zur Höchſtdauer von einer halben Stunde 
ſtattfinden, die auf die Arbeitszeit anzurechnen iſt. 

4. In den Miniſterien ſoll der Wochentagsdienſt in der Regel in den Monaten 
April bis September um 8 Uhr, in den Monaten Oktober bis März um 
8⅝ Uhr morgens beginnen, der Abenddienſt ſpäteſtens um 8 Uhr endigen, der 
Sonn- und Feiertagsdienſt möglichſt auf die Zeit von 10—1 Uhr beſchränkt 
werden. 

5. Es iſt anzuſtreben, daß die Dienſtzeit der an einem Orte befindlichen Reichs⸗, 
Staats⸗ und Kommunalbehörden gleichmäßig geregelt wird.“ 


Wir erſuchen die nachgeordneten Behörden, die für die Durchführung der Beſchlüſſe 
des Staatsminiſteriums erforderlichen Maßnahmen ſchleunigſt in die Wege zu leiten und 
dahin zu wirken, daß die 48 ſtündige Wochenarbeitszeit ohne Verzug, wenn irgend möglich 
am 15. November d. J. zur Einführung gelangt. 

Die Arbeitspenſen der Beamten ſind ſo zu bemeſſen, daß die Arbeitskraft des Be 
amten in vollem Umfange dadurch in Anſpruch genommen wird. Die Arbeitszeit iſt in 
der Regel an der Dienſtſtelle zu leiſten. Ausnahmen dürfen nur dort Platz greifen, wo 
ſie unbedingt geboten ſind, z. B. wenn die erforderlichen Arbeitsräume nicht zur Verfügung 
ſtehen oder wo die Art der Arbeit eine feſte Bindung an die Dienſtſtelle unzweckmäßig 
erſcheinen läßt, wo die volle Bewegungsfreiheit der Inhaber eine notwendige Vorausſetzung 
für die pflichtmäßige Ausübung des Dienſtes iſt. Es wäre verfehlt, um des Prinzips 
willen auch dort eine zwangläufige Regelung der Arbeitszeit herbeizuführen, wo ſie nach 
Lage der Verhältniſſe zu einer Steigerung der Produktivität der Arbeit nicht führen kann. 
Von dieſen Erwägungen ausgehend, iſt in den Beſchlüſſen des Staatsminiſteriums vor⸗ 
geſehen, daß durch die Behördenvorſtände eine andersartige Regelung der Arbeitszeit für 
die Beamten beſtimmt werden kann, bei denen nach der Art ihrer Tätigkeit — etwa weil 
ſie zur Erledigung der Dienſtgeſchäfte häufig mit anderen Behörden und Dienſtſtellen ver- 
handeln müſſen — eine feſte Bindung an beſtimmte Arbeitsſtunden dem Erfolge der Arbeit 
nicht dienlich ſein würde. 

Die Feſtſetzung der täglichen Arbeitszeit erfolgt durch die Behörde im Benehmen 
mit der Vertretung der Beamten. Da der vor dem Abſchluß ſtehende Tarifvertrag für die 
Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staatsverwaltungen auch eine 48 ſtündige 
Wochenarbeitszeit vorſieht, empfiehlt es ſich, zu den Beratungen über die Feſtſetzung der 
täglichen Arbeitszeit neben der Beamtenvertretung auch die Vertretung der Angeſtellten 
hinzuzuziehen. Wo bei durchgehender Arbeitszeit eine Frühſtückspauſe ſtattfindet, wird man 
ſie aus Gründen der Zweckmäßigkeit möglichſt in die Mitte der Arbeitszeit legen. Eine 
Verlegung der Frühſtückspauſe an den Beginn oder den Schluß der Arbeitszeit iſt nicht zu⸗ 
läſſig. Im übrigen iſt bei der Feſtſetzung der täglichen Arbeitszeit dem Punkt 5 der Be⸗ 
ſchlüſſe des Staatsminiſteriums eine weitgehende Beachtung zu ſchenken. 

Wir erwarten nicht nur, daß die 48⸗ſtündige Wochenarbeitszeit unverzüglich eingeführt. 
ſondern auch auf eine pünktliche Innehaltung geachtet wird. Es wird Aufgabe eines jeden 
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in einer Stellung mit Vorgeſetzteneigenſchaft ausgeſtatteten Beamten ſein, bei der Durch⸗ 
führung der Neuregelung mit gutem Beiſpiel voranzugehen. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Erſatzwertzeichen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 30. November 1920. 


In den letzten Monaten iſt die Ausprägung von 50 Pf.⸗Stücken weiter erheblich 
geſteigert worden. Von Ende Auguſt bis Anfang November belaufen ſich die Ausprägungen 
allein an 50 Pf.⸗Stücken auf rund 32 000 000 . Außerdem wurden über 4000000 .M 
in 10 Pf.⸗Stücken und rund 1700 000 V in 5 Pf.⸗Stücken hergeſtellt. Die Reichsbank⸗ 
anſtalten konnten vielfach über ihr Anfordern hinaus mit 50 Pf. Stücken verſorgt werden. 
Trotzdem iſt es bisher nicht gelungen, den Maugel an kleinen Zahlungsmitteln zu beſeitigen. 
Eine Verlängerung der Umlaufsfriſt der im Verkehr befindlichen Erſatzwertzeichen über 
50 Pfennig und kleinere Betrüge über den 31. Dezember d. Is. hinaus (Runderlaß 
vom 15. Juni d. Is. (SM Bl. S. 183) wird ſich daher vorausſichtlich vielfach als, 
notwendig erweiſen. Wir ermächtigen Sie, etwaigen Anträgen größerer Gemeinden 
auf Verlängerung der Umlaufsfriſt für Erſatzwertzeichen über 50 Pfennig und darunter, 
ſoweit ein zwingendes Bedürfnis vorliegt, nach Maßgabe des Runderlaſſes vom 15. Juni 
1920 zu entſprechen. Da nicht abzuſehen iſt, bis wann mit einer völligen Behebung der 
Zahlungsmittelnot zu rechnen iſt, kann von einer Begrenzung der Umlaufsfriſt auf einen 
beſtimmten Zeitpunkt Abſtand genommen und vorgeſehen werden, daß die Erſatzwertzeichen 
innerhalb einer beſtimmten nicht zu lang bemeſſenen Friſt nach Aufruf — etwa 3 Monaten 
zur Einlöſung gelangen. 

Verſuchen, die Ausgabe von Erſatzwertzeichen anderen Zwecken als dem der Behebung 
der Zahlungsmittelnot dienſtbar zu machen, erſuchen wir entgegenzutreten. Als Einnahme⸗ 
quelle darf die Ausgabe von Erſatzwertzeichen nicht benutzt werden. Es kann weder geduldet 
werden, daß Wertzeichen über den notwendigen Bedarf hinaus ausgegeben oder im Verkehr 
belaſſen werden, noch daß der Sammeleifer künſtlich z. B. durch Ausgabe von verſchiedenen 
Serien derſelben Erſatzwertzeichen angeregt wird. Die Behörden haben ſich jeder die 
Sammlung von Erſatzwertzeichen fördernden Tätigkeit zu enthalten. Zuläſſig bleibt die 
Abgabe einzelner Stücke an Sammlungen, für die ein öffentliches Intereſſe beſteht. (Vergl. 
Runderlaſſe vom 22. November 1917 — Ila 1690 M. f. H.; Ib 840 M. d. J.; I 11266 
FM. — und 24. Mai 1918 — IIa 1157 M. f. H.; Ib 447 M. d. J.; I 5212 M.). 

Sobald und ſoweit die geſetzlichen Zahlungsmittel zur Verſorgung des Verkehrs aus⸗ 
reichen, iſt die Einziehung der Erſatzwertzeichen zu veranlaſſen. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Im Auftrage. Mulert. Bachem. 
Neuhaus. 8 0 


a 6579 M. f. H. — Ib 1420 M. d. J. — I 82878 FM. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


2 T N Br 
III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Geſchäftsführung bei den neuen Handelskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 25. November 1920. 


Bei einer Reihe von Handelskammern finden Ende dieſes Jahres vollſtändige Neu⸗ 
wahlen der Mitglieder ſtatt. Die bisherigen Mitglieder legen mit Wirkung vom 31. Des 
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zember 1920 ihre Amter nieder. Die Wahlzeit der neuen Mitglieder beginnt am 1. Januar 
1921. Es iſt die Rechtsfrage aufgeworfen worden, wer vom 1. Januar ab bis zur Wahl 
eines neuen Vorſitzenden und feines Vertreters die neue Handelskammer rechtsmäßig vertritt. 
Um ſpätere Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der Geſchäftsführung und Vermögens⸗ 
verwaltung einer Handelskammer während der Zwiſchenzeit auszuſchließen, ordne ich auf 
Grund des § 43 Abſ. 1 des Handelskammergeſetzes an, daß die Vorſitzenden der früheren 
Kammer und ihre Vertreter bis zu der möglichſt zu beſchleunigenden Neuwahl des Vor— 
ſitzenden die Geſchäfte weiterführen. 

IIa 7817. Fiſchbeck. 


An die preußiſchen Handelskammern. 


Mitgliederzahl von Handelskammern. 
Es iſt feſtgeſetzt worden die Zahl der Mitglieder der Handelskammer 
zu Flensburg auf 24, 
zu Frankfurt a. M. auf 44, 
zu München⸗Gladbach auf 40. 


Handelskammer für die preußiſche Oberlauſitz zu Görlitz. 


Die von der Handelskammer für die preußiſche Oberlauſitz zu Görlitz und der Handels— 
kammer zu Lauban beſchloſſene Vereinigung dieſer Körperſchaften iſt durch Erlaß des 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 26. November d. J. genehmigt worden. Die 
neue Handelskammer führt den Namen „Handelskammer für die preußiſche Oberlauſitz zu 
Görlitz“. Sie erhält ihren Sitz in Görlitz und beginnt die Tätigkeit am 1. Januar 1921. 


2. Handelsverkehr. 


Verkehr mit lebendem Vieh. 


Anordnung. 

Die im Verfolg der Anordnung der Landeszentralbehörden vom 19. Januar 1916 

(HM Bl. S. 26, MBlLandw. S. 33) auf Grund der Verordnung des Bundesrats zur Er- 
gänzung der Bekanntmachung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Ver⸗ 
ſorgungsregelung vom 25. September 1915 (RGBl. S. 607), vom 4. November 1915 
(RGBl. S. 728) errichteten Viehhandelsverbände für die 
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Provinzen: 


ßen Ne 8 Königsberg i. Pr. 

2. Pommern e Stettin 

3. Brandenburg und eie Berlin 

Sleennssnsnsnsns rest: 

5. Sachſen „%% enen 

6. Schleswig⸗ Boten „„ % eee 

7. Hannover 8 eee „Hannover 

e: / enter 

9. Rheinprovinz wa ˙Ü¹:·ü svoltt 
Regierungsbezirke: 

1. Grenzmark een „Sitz Schneidemühl 

2. Caſſel „„ „ el 

3. Wiesbaden ü N ER ER 


und der auf Grund der gleichen Verordnung durch die Anordnung der Landeszentral— 
behörden vom 15. Februar 1916 (HMBl. S. 50) gebildete Zentralviehhandelsverband 
werden hierdurch mit dem 30. November aufgelöſt. 
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Die laufenden Geſchäfte, insbeſondere die Herſtellung und Verteilung der Berg— 


arbeiterzulagen an Fleiſch und Wurſt ſowie die damit verbundenen geſchäftlichen Angelegen⸗ 


heiten und die Verteilung von Auslandsfleiſch als Notſtandsreſerve ſind bis zur Be— 
endigung der Liquidation weiter fortzuführen, ſoweit nicht die Angelegenheiten von den 
Provinzial-(Bezirks⸗)fleiſchſtellen erledigt werden. 

Die Liquidation und die Legung der Schlußrechnung der Viehhandelsverbände erfolgt 
auf Grund des § 20 der mit Erlaß der Landeszentralbehörden vom 4. Oktober 1916 
(HMBl. S, 354) genehmigten Normalſatzung durch den Vorſtand, die Prüfung der Schluß— 
rechnung durch den Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten). Die Liquidation des Zentral- 
viehhandelsverbandes wird dem Landesfleiſchamt übertragen. 


Berlin, den 27. November 1920. 


Der Staatskommiſſar für Volksernährung. 
In Vertretung. 
VI d. 4278, Hagedorn. 


3. Schiffahrts angelegenheiten. 


Seeſchiffsregiſter iu Wilhelmshaven. 

Der Herr Juſtizminiſter hat durch Verfügung vom 4. November d. Js. (JMBl. S. 602) 
beſtimmt, daß das bisher gemäß § 18 Abſ. 1 der Allgemeinen Verfügung vom 11. Dezember 
1899 (JMBl. S. 753) bei dem Amtsgericht in Emden geführte Seeſchiffsregiſter für den 
Amtsgerichtsbezirk Wilhelmshaven in Zukunft bei dem Amtsgericht in Wilhelmshaven zu 
führen iſt. 


Zählweiſe für Tageszeiten auf See. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 25. November 1920. 

Nach amtlicher Mitteilung im Britiſchen Nautical Almanach von 1922 ſoll vom 
Jahre 1925 ab im Nautical Almanach, ſowohl im Hauptwerk, als auch im abgekürzten 
für den praktiſchen Gebrauch an Bord herausgegebenen Werke, das bürgerliche Datum mit 
Zählweiſe von Oh Mitternacht durchlaufend bis 23h 59 m eingeführt werden. Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf iſt in Ausſicht genommen, vom Jahre 1925 ab das gleiche Verfahren auch im 
Deutſchen Nautiſchen Jahrbuch befolgen zu laſſen. 

Ich erſuche Sie, beteiligten Kreiſen hiervon ſchon jetzt Kenntnis zu geben. 

Im Auftrage. 
11 16972. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Seeſteuermanns⸗ und Seeſchifferprüfungen. 


Überſicht über die im 1. Vierteljahr 1921 in Preußen beginnenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: | Schiffer auf großer Fahrt: 
Mons „fia, Papenburg e Rat, 
Geeſtemnde 14. Februar, Flensbug 1. März, 
Bath SENT et, r a 

Annes 5 


Die Termine können um einige Tage verſchoben werden. 


Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 24. November 1920. 


In letzter Zeit häufen ſich bei mir Eingaben der Ortsgruppen des Zentralverbandes 
der Schornſteinfegergeſellen Deutſchlands, in denen gegen die Unterbringung vertriebener 
Schornſteinfegermeiſter aus den abgetretenen Gebieten Einſpruch erhoben wird. Unter 
Hinweis auf die daraus der Geſellenſchaft drohenden Nachteile wird genaue Prüfung der 
Verhältniſſe der Vertriebenen und ſchleunige Neueinteilung übergroßer Kehrbezirke gefordert. 

Ich bin nach wie vor bereit, anzuerkennen, daß die Geſellenſchaft mit der Unter⸗ 
bringung der Vertriebenen Opfer bringt und Nachteile auf ſich nimmt. Dem iſt aber von 
mir auch Rechnung getragen. Um zu verhindern, daß Meiſter, die freiwillig ihren Bezirk 
aufgaben, in Preußen wieder angeſtellt werden, habe ich wiederholt, zuletzt durch meinen 
Erlaß vom 28. September d. Is., den nachgeordneten Behörden eingeſchärft, daß nur 
ſolche Schornſteinfegermeiſter in die Bewerberliſten aufgenommen werden dürfen, die ihren 
alten Kehrbezirk unter dem Drucke der veränderten politiſchen Verhältniſſe aufzugeben 
gezwungen waren. Neben der allgemein durch meinen Erlaß vom 6. Auguſt 1919 an⸗ 
geordneten Nachprüfung der Kehrbezirkseinteilungen habe ich in einzelnen Fällen, in denen 
ich auf das Vorhandenſein teilungsreifer Kehrbezirke aufmerkſam gemacht wurde, die erforder⸗ 
lichen Erhebungen veranlaßt und auf Bildung neuer Kehrbezirke gedrängt. Endlich habe 
ich darüber hinaus durch einen Erlaß vom 5. November 1920*) den Regierungspräſidenten 
Weiſung gegeben, auf die Errichtung von Kehrbezirken in ſolchen Gegenden hinzuwirken, 
wo ſie bisher nicht beſtanden haben. 

Die Geſellenſchaft kann demnach die Überzeugung haben, daß ich ihren Wünſchen 
volles Verſtändnis entgegenbringe und darauf bedacht bin, ihre Nöte auf das geringſt 
mögliche Maß zu mildern. Andererſeits muß ich erwarten, daß ſie ſich in gerechter 
Würdigung der Zwangslage der Vertriebenen meinen Anordnungen fügt und den in die 
Heimat übernommenen um ihres Deutſchtums willen verfolgten Meiſtern ihr Los tunlichſt 
zu erleichtern hilft. Hierzu beizutragen wird ſie im vaterländiſchen Intereſſe weder ab⸗ 
lehnen können noch wollen. 

Ich erſuche, die im dortigen Bezirke beſtehenden Ortsgruppen des Zentralverbandes 
eutſprechend zu beſcheiden. 


III 14238. Fiſchbeck. 


An die Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt. 


) HMBl. S. 324. 


2. Gewerbliche Anlagen. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 16. November 1920. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 9. Januar d. J. (HMBl. S. 28) wird bekannt⸗ 
gegeben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen Typenzeugniſſe des Deutſchen Azetylen⸗ 
vereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben und zwar unter 


Nr. 86. Autogenwerk Sirius G. m. b. H. in Düſſeldorf⸗Eller mit Datum vom 
5. Januar 1920. Bezeichnung: „Hochdruckwaſſervorlage“. 

Nr. 87. Guſtav Werner in Varel in Oldenburg mit Datum vom 30. Januar 1920. 
Bezeichnung: „Hanſa“. 

Nr. 88. Carl Schirmeyer, Autogenſchweißwerk in Erfurt mit Datum vom 16. Fe⸗ 
bruar 1920. Bezeichnung: „Komet“. 

Nr. 89. Meſſer & Co. G. m. b. H. in Frankfurt a. M. mit Datum vom 17. Fe⸗ 
bruar 1920. Bezeichnung: „Auseinandernehmbare Waſſervorlage“. 

Nr. 90. Müllerwerk in Berg.⸗Gladbach mit Datum vom 27. Februar 1920. 
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Nr. 91. Azetylenwerk Ebersbach a. F. (Inh. Eugen Zinſer) in Ebersbach a. F. 

mit Datum vom 27. Februar 1920. Bezeichnung: „Zinſer 1920“%,f. 
Nr. 92. Arthur Schlenker in Fichtigsthal bei Limbach i. Sa. mit Datum vom 
18. Juli 1920. 

Ferner hat der Deutſche Azetylenverein Herrn Guſtav Platz in Berlin N 39, Tegeler 
Straße 14, geſtattet, die der Firma „Mars“ Geſellſchaft für Metallbearbeitung m. b. H. 
unter Nr. 78 genehmigte Waſſervorlage (Erlaß vom 16. Juni v. J., HMBl. S. 198) 
unter ſeinem Namen in den Handel zu bringen und der Firma Blumberg & Michael, 
vorm. Ingenieur Fritz Blumberg in Düſſeldorf-Grafenberg, das ihr erteilte Typenzeugnis 
Nr. 85 auf Grund einer neuen Betriebsprüfung vom 4. September 1920 auf ihre abge⸗ 
änderte Waſſervorlage zu übertragen. (Erlaß vom 9. Januar d. J., HMBl. S. 28). 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatt 
entſprechend anzuweiſen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrücke dieſes Erlaſſes 
beigefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen ſind, ſoweit ein Bedürfnis dafür vorliegt, von 
den in Frage kommenden Firmen anzufordern. 


Im Auftrage. 
III 15216. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Sonderſchlichtungsausſchüſſe und Einrichtung von Spruchkammern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 15. November 1920. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis, weiteren Veranlaſſung und Berichterſtattung über 
die erfolgte Einrichtung der Spruchkammern. 


Im Auftrage. 
II 14948. 1 14 103. von Meyeren 


An die Herren Regierungspräſidenten (auch Oppeln und Schneidemühl), den Herrn Ober⸗ 
präſidenten als Demobilkommiſſar für Groß-Berlin, hier, 


den Herrn Regierungspräſidenten für Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau, in Breslau. 


Anlage. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 25. Ottober 1920. 


Im 8 104 Ziffer Il des Betriebsrätegeſetzes iſt in Abänderung des § 19 der Ver⸗ 
ordnung vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456) beſtimmt, daß für die Unternehmungen 
und Verwaltungen des Reichs und der Länder Sonderſchlichtungsausſchüſſe errichtet werden 
können. Im Artikel 4 Ziffer 1 der Verordnung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes 
vom 14. April 1920 (RGBl. S. 522) hat das Reich von dieſer Befugnis Gebrauch gemacht 
und als Sonderſchlichtungsausſchüſſe für die Unternehmungen und Verwaltungen des Reichs 
Bezirksſchlichtungsausſchuͤſſe und einen Zentralſchlichtungsausſchuß errichtet. Von der in 
Ziffer 2 des gleichen Artikels vorbehaltenen Errichtung von Bezirksſchlichtungsausſchüſſen 
und eines Zentralſchlichtungsausſchuſſes für die einzelnen Zweige der Reichsverwaltung be⸗ 
abſichtigen zur Zeit lediglich die Reichseiſenbahnverwaltung für ihre Arbeiter und die 
Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für ihre Angeſtellten und Arbeiter Gebrauch zu 
machen. Soweit werden von den genannten Reichsverwaltungen beſondere Verordnungen 
erlaſſen werden. Die Maßnahmen, die erforderlich ſind, um den für die übrigen Zweige 
der Reichsverwaltung gemeinſam errichteten Zentralſchlichtungsausſchuß in Tätigkeit treten 
zu laſſen, werden von mir unverzüglich veranlaßt werden. 

Als Bezirksſchlichtungsausſchüſſe für die Unternehmungen und Verwaltungen des 
Reichs gelten nach Ziffer 4 des Artikels 4 der genannten Verordnung bis auf weiteres 
die beſtehenden örtlichen Schlichtungsausſchüſſe. Hierbei ſoll es im Hinblick auf die 
bevorſtehende Neuregelung in der Schlichtungsordnung zunächſt auch bewenden. Allerdings 
wird bei der Bedeutung der zur Schlichtung kommenden Streitſachen ganz beſonderer Wert 
auf eine ſachgemäße Beſetzung dieſer Schlichtungsausſchüſſe zu legen ſein, und es wird ſich 
in der Regel empfehlen, die Verhandlungen unter der Leitung eines unparteiiſchen Vor⸗ 
ſitzenden zu führen. Kommt hiernach die Errichtung von neuen Schlichtungsausſchüſſen 


* Ant, age. 
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für dieſe Zwecke nicht in Frage, ſo halte ich doch die Errichtung beſonderer Spruchkammern 
bei den beſtehenden Schlichtungsausſchüſſen für zuläſſig und im Falle eines dringenden 
Bedürfniſſes für geboten. Dieſe Spruchkammern wären gemäß § 15 der Verordnung vom 
23. Dezember 1918 mit Stellvertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer zu 
beſetzen, die nach $ 2 der Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur Ausführung des 
Geſetzes über den Vaterländiſchen Hilfsdienſt, vom 21. Dezember 1916 (RGBl. S. 1411) 
nach Bedarf beſtellt werden können. Die in Frage kommenden Reichsminiſterien ſind von 
mir verſtändigt und gebeten worden, durch die nachgeordneten Reichsbehörden, die ſich in 
den Bezirken der einzelnen Schlichtungsausſchüſſe ins Benehmen ſetzen werden, Vorſchlags⸗ 
liſten für die Arbeitgeberbeiſitzer dei den Landeszentralbehörden oder den nach § 31 der 
Verordnung vom 23. Dezember 1918 an ihre Stelle tretenden Behörden einzureichen. 

Der Zentralſchlichtungsausſchuß wird feine Tätigkeit kaum vor dem 1. Dezember d. J. 
aufnehmen können. Bis dahin kann die im Artikel 4 Ziffer 3 der Verordnung vom 
14. April d. J. vorgeſehene Überweiſung von Streitigkeiten durch die Bezirksſchlichtungs⸗ 
ausſchüſſe an den Zentralſchlichtungsausſchuß, der feinen Sitz in Berlin im Reichsarbeits⸗ 
miniſterium haben wird, vorläufig nicht in Frage kommen. Wohl aber würde es möglich 
fein, gemäß § 22 Abſ. 2 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 das Reichsarbeits⸗ 
miniſterium um Durchführung des Einigungs- und Schiedsverfahreus zu bitten, wobei aber 
davon ausgegangen werden muß, daß es ſich wirklich um wichtige Fälle im Sinne der 
Verordnung handelt. 

Ich würde es mit beſonderem Danke erkennen, wenn das dortige Miniſterium bzw. 
die dortige Regierung dieſer Angelegenheit beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken und darauf 
hinwirken wollte, daß die beſonderen Spruchkammern mit der nötigen Beſchleunigung ge- 
bildet werden. Auch würde meines Erachtens, ſelbſtverſtändlich ohne in das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Schlichtungsausſchüſſe einzugreifen, darauf hinzuweiſen fein, daß fich, 
in der Regel die Hinzuziehung eines unparteiiſchen Vorſitzenden empfehlen wird. 

Unterſchrift. 


An den Preußiſchen Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe in Berlin. 


Tarifverträge. 


Der Miniſter fir Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 15. November 1920. 

Dem Wunſche nach Verlängerung der Friſten für die gutachtliche Außerung zu An⸗ 
trägen auf Verbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen wird ſeitens des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums ſchon bisher Rechnung getragen, ſoweit die Rückſichtnahme auf die unbedingt 
gebotene Beſchleunigung des Verfahrens es irgend geſtattet. Bei Anträgen, die Ortstarif⸗ 
verträge betreffen, dürfte die übliche Friſtbemeſſung auf drei Wochen auch fernerhin genügen. 
Bei Tarifverträgen für größere Bezirke wird die Friſt, ſoweit nicht die Umſtände aus» 
nahmsweiſe zu einer Verkürzung nötigen, regelmäßig auf vier Wochen bemeſſen. Die 
Beſtimmung längerer Friſten, die im Intereſſe einer möglichſt genauen Prüfung gewiß 
erwünſcht wäre, würde die Erledigung der Anträge zu ſehr verzögern und damit die ganze 
Einrichtung der allgemeinen Verbindlichkeitserklärung entwerten. Die intereſſierten Berufs⸗ 
kreiſe und die Vertragsparteien haben ein Anrecht darauf, daß die Entſcheidung über einen 
Antrag auf Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrags mit größter Beſchleunigung ergeht. 

Den zur gutachtlichen Außerung aufgeforderten Gewerbeaufſichtsämtern werden nach Mit⸗ 
teilung des Reichsarbeitsminiſteriums regelmäßig Tarifverträge von den Antragſtellern überſandt. 

Nach § 6b Abſ. 2 der Verordnung vom 31. Mai d. J. (RGBl. S. 1128) haben die 
Vertragsparteien von Tarifverträgen für die Gewerbeaufſichtsbeamten, in deren Bezirk ſich 
Betriebe der Vertragsparteien befinden, der Landeszeutralbehörde oder der von ihr be» 
ſtimmten Stelle je einen Abdruck des Tarifvertrags koſtenfrei einzureichen. Werden die 
Tarifverträge den zuſtändigen Behörden nicht überſandt, erſuche ich, nötigenfalls das Ver⸗ 
fahren nach 8 6b Abſ. 4 a. a. O. in die Wege zu leiten. 

Im Auftrage. 

IIIa gen. 44. 1. v. Meyeren. 


An den Herrn Negierungspräfidenten in N. 
und zur Kenntnisnahme an die übrigen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Polizeipräſidenten, hier. 
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Maßnahmen gegen Betriebsabbrüche und Betriebsſtillegungen. 
Ausführungsbeſtimmung zur Reichsverordnung, betreffend Maßnahmen gegen 
über Betriebsabbrüchen und⸗ſtillegungen, vom 8. November 1920 (RGBl. S. 1901). 


Als zuſtändige Demobilmachungsbehörde wird von mir in allen Fällen der Reichs- 
verordnung, betreffend Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und ⸗ſtillegungen, vom 
J. November 1920 (RGBl. S. 1901) hiermit der Demobilmachungskommiſſar beſtimmt. 


Berlin, den 29. November 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


. Im Auftrage. 
11 16122, 15184. v. Meyeren. 
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4. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Familien⸗ und Wochenfürſorge für Groß-Berlin. 


Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 25. November 1920. 

Nach Bildung des Stadtkreiſes Groß-Berlin ſind nunmehr die von den Krankenkaſſen 
auf Grund des Geſetzes vom 26. September 1919, 30. April 1920 ausgelegten Beträge für 
Familien- und Wochenfürſorge für den geſamten Stadtbezirk Groß-Berlin auf die Polizei⸗ 
hauptkaſſe Berlin zur Zahlung anzuweiſen. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 
12 260. — M. d. J. le 1827. Der Finanzminiſter. 


Au den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


5. Angeſtelltenverſicherung. 
Verſicherungspflicht der Krankenkaſſen⸗Angeſtellten (8 9 d. Geſ.) 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 13. November 1920. 


Der Geſchäftsführer der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe in N. war am 1. Januar 1914 
noch nicht auf Lebenszeit mit Anrecht auf Ruhegehalt angeſtellt. Die Anſtellung unter 
dieſen Bedingungen, und zwar mit Rückwirkung vom 1. Januar 1914 ab, wurde vielmehr 
erſt im Laufe des Jahres 1919 von den Kaſſenorganen beſchloſſen, und der entſprechende 
Nachtrag zur Dienſtordnung am 30. November 1919 beſtimmungsgemäß vom Oberverſiche⸗ 
rungsamt genehmigt. Gewährleiſtet war die Anwartſchaft auf Ruhegehalt danach früheſtens 
vom letztgenannten Tage ab, und nachdem die neuen Anſtellungsbedingungen dem An— 
geſtellten bekannt gegeben waren. In der Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts Nr. 1048 
Al. N. 1903 S. 375, auf deren Inhalt ich verweiſe, wird grundſätzlich feſtgeſtellt, daß eine 
Anwartſchaft auf Ruhegehalt erſt von dem Zeitpunkt ihrer Verleihung ab als 
gewährleiſtet angeſehen werden kann. Dieſe Auffaſſung widerſpricht dem Erlaſſe des Herrn 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 21. Dezember 1912 (SM Bl. 1913 S. 9) nicht. 
Denn dort iſt lediglich geſagt, daß die Entſcheidungen der Verwaltungsbe hörden nach 
9,0, Abſ. 3 des Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetzes deklaratoriſcher Natur find. Die Ent- 
ſcheidung der für die Verleihung der Ruhegehaltsanwartſchaft zuſtändigen Stellen haben 
aber ihre beſondere, von den in eine beliebige ſpätere Zeit fallenden Entſcheidungen nach 
§ 9 a. a. O. unabhängige Bedeutung. 

Im Auftrage. 
It 1391. Dr. Hoffmann. 


Anu den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


und zur Kenntnis an die übrigen Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Ober⸗ 
präſidenten in Berlin. 
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6. Genoſſenſchaftsweſen. 
Verband oberſchleſiſcher Genoſſenſchaften in Beuthen O /S. 
Durch Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 18. November d. J. 
(IV 11745) iſt auf Grund der 88 54 und 57 des Geſetzes, betreffend die Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, dem Verbande der oberſchleſiſchen Genoſſenſchaften e. V. in 
Beuthen O/ S. das Recht zur Beſtellung des Reviſors für die dem Verband angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften erteilt worden. 


Verband der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften der Provinz Poſen. 

Das dem Verbande der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften der Provinzen 
Poſen und Weſtpreußen am 14. Juli 1892 verliehene Recht zur Beſtellung des Reviſors 
iſt für die preußiſchen Gebietsteile erloſchen. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung von Gewerbelehrern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 26. November 1920. 


Zu Oſtern 1921 beginnt in der Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule in Charlotten- 
burg, Wilmersdorfer Straße 166/167, ein ſtaatlicher Seminarkurſus zur Ausbildung von 
Gewerbelehrern für folgende Berufsgruppen: 

Metallgewerbe, Baugewerbe, Kunſtgewerbe, Nahrungsgewerbe, ungelernte Arbeiter 
Der Lehrgang dauert ein Jahr. Das Studiengeld dafür beträgt 800 . Die Aufnahme iſt von 
dem Beſtehen einer Prüfung abhängig, die Prüfungsgebühr beträgt 30 „. Für die 
Schlußprüfung find 100 / zu entrichten. 

Die Aufnahmebedingungen ſind bei der Leitung des Seminarkurſes zu erfahren. 

Die Meldungen zur Aufnahmeprüfung ſind bis zum 1. Januar 1921 unmittelbar an 
die Leitung des Seminarkurſes zu richten. 

Die Aufnahmeprüfung beginnt Dienstag, den 8. Februar 1921, vormittags 9 Uhr, im 
Raum 12 der Kunſtgewerbe⸗ und Handwerkerſchule in Charlottenburg und dauert voraus» 
ſichtlich 3 Tage. 

Ich erſuche Sie, dieſen Erlaß den in Betracht kommenden Gemeinden mitzuteilen. 

Ii Auftrage. 
IV 12598. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzialſchulkollegium, Abteilung III, in Berlin. 


Preiserhöhung. 
Mit Genehmigung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe koſtet vom 1. Januar 1921 
ab das 0 
„Miniſterialblatt der Handels und Gewerbeverwaltung“ 


acht Mark vierteljährlich. Die Preiserhöhung iſt eine notwendige Folge der außerordentlich ver⸗ 
teuerten Herſtellungskoſten. 5 
Berlin WZ, den 10. Dezember 1920, 
Carl Heymanns Verlag. 
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